Königlichen Preußiſchen Staaten. 


nehmigung ertheilen. Zugleich beſtimme Ich, daß die im Geſetze über die Eiſen⸗ 


U 


5 


Jahrgang 1864. (Nr. 5804—5806,) 


(Nr. 5804.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 7. Dezember 1863., betreffend die Genehmigung zu der⸗ 


Geſetz⸗Sammlung 


für die 


——:ß ĩͤ d ĩͤ ß ⅛ͤV— A K — — .. . a 


r 8 


von der Gewerkſchaft der Steinkohlenzeche „Vereinigte Roſenblumendelle“ 
beabſichtigten Anlage einer fuͤr Lokomotivbetrieb einzurichtenden Eiſenbahn. 


Ait den Bericht vom 30. November d. J. will Ich zu der von dr 
Gewerkſchaft der Steinkohlenzeche „Vereinigte Roſenblumendelle“ beabſichtigten 
Anlage einer fir Lokomotiobetrieb einzurichtenden Eiſenbahn von der genannten 

Zeche bis zum Anſchluß an die Bergiſch⸗Maͤrkiſche (Witten⸗Duisburger) Eiſen⸗ 

bahn hierdurch unter der Bedingung, daß anderen Unternehmern ſowohl der 
Anſchluß an dieſe Bahn mittelſt Zweigbahnen, als auch deren Benutzung gegen 

zu vereinbarende, event. von dem Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche 
Arbeiten feſtzuſetzende Fracht⸗ und Bahngeldſaͤtze vorbehalten bleibt, Meine Ge⸗ 


bahn⸗ Unternehmungen vom 3. November 1838. ergangenen Vorſchriften über 
die Expropriation auf das Unternehmen Anwendung finden ſollen. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


Berlin, den 7. Dezember 1863. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


3 N (Nr. 5805.) 


Ausgegeben zu Berlin den 5. Februar 1864, 


Fr. 5805.) Beka 


Umfang und $ 5 5 N 
ect des Ver, des Worleſees werden Behufs Entwafferung ihrer Grundſtuͤcke zu einer Genoſſen⸗ 
bandes. 
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untmachung „einige Abaͤnderungen des Statuts der Lebensverſicherungs⸗ N 
Aktiengefellſchaft „Germania“ zu Stettin vom 26. Januar 1857. be⸗ 
treffend. Vom 19. Dezember 1868. 


Dis Koͤnigs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 30. No⸗ 
vember d. J. die von der Lebensverſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft „Germania“ zu 


Stettin in der Generalverſammlung vom 26. Mai d. 3. beſchloſſenen Abaͤn⸗ 


derungen der HH. 10. 15. 16. 18. 19. 25. und 27. ihrer Statuten vom 


26. Januar 1857. mit der Maaßgabe zu genehmigen geruht, daß die Wahl 


des Direktors und ſeines Stellvertreters durch die Geſellſchaftsblaͤtter (§. 12. 
der Statuten) zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen iſt. 

Dies wird hiermit nach Vorſchrift des Art. 12. H. 3. des Einfuͤhrungs⸗ 
Geſetzes zum Handelsgeſetzbuch mit dem Beifuͤgen bekannt gemacht, daß der 
Allerhoͤchſte Erlaß und die fraglichen Abaͤnderungen durch das Amtsblatt der 
Koͤniglichen Regierung zu Stettin zur oͤffentlichen Kenntniß gelangen werden. 


Berlin, den 19. Dezember 1863. 


Der Miniſter für Handel, Der Der 
Gewerbe und öffentliche Juſtizminiſter. Miniſter des 
Arbeiten. Innern. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. Gr. zu Eulenburg. 


— 


(Nr. 5806.) Statut des Meliorationsverbandes für das Rhedathal oberhalb Worle im Kreife 
f Neuſtadt in Weſtpreußen. Vom 11. Januar 1864. 


Wu Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 
verordnen, auf Grund des Art. 2. des Geſetzes vom 11. Mai 1853. (Geſetz⸗ 
Samml. vom Jahre 1853. S. 183.) und der $$. 56. 57. des Geſetzes vom 
28. Februar 1843. (Geſetz⸗Samml. vom Jahre 1843. S. 51.), nach Anhoͤrung 
der Betheiligten, dem Antrage der großen Mehrzahl derſelben entſprechend, 
was folgt: ö 

§. 1 


Die Beſitzer der Grundſtücke im Rhedathal oberhalb Worle einschließlich 


ſchaft unter dem Namen 
„Meliorationsverband fuͤr das Rhedathal oberhalb Worle“ 
vereinigt. | 
Der Verband hat feinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu Neuſtadt 
in Weſtpreußen. 9 9 


Das Meliorationsgebiet iſt auf der Karte des Feldmeſſers Genß von der 
N Me⸗ 


„ 1 


Melioration am Worleſchen See aus dem Jahre 18% eingetragen und 
durch blaue Linien abgegrenzt. Der Umfang deſſelben, ſowie der Beſitzſtand 
der einzelnen Intereſſenten ergiebt ſich aus dem von dem Oekonomie⸗Kommiſſarius 
Waas aufgeſtellten Kataſter zum Meliorationsplan des Rhedathales d. d. Neu⸗ 
ſtadt, den 8. April 1858. Das Meliorationsgebiet umfaßt die Abtheilung III. 
des Kataſters, Bruchebene auf dem linken Ufer des Rhedafluſſes, mit 
| — 2,034 Morgen 108 IR. 
und die Abtheilung IV., Bruchebene auf dem rechten 11 70 
Ufer des Rhedafluſſes, mitt. 449 - 66 = ” = 
Summa = 2,483 Morgen 174 TR. ER: 
Der vorangegebene Umfang des Meliorationsgebietes ſteht jedoch noch 
nicht definitiv feſt, und gilt nur interimiſtiſch bis zur Ausfertigung des Kataſters 
(efr. H. 5.), durch welchen das Meliorationsgebiet definitiv feſtgeſtellt wer⸗ 
den wird. f 5 
Bis H. 3. f 


Dem Verbande liegt es ob, die in dem eingeſchraͤnkten Meliorations⸗ 


; 700 17 16. März 1861. Hu 
projekte des Oekonomie⸗Kommiſſarius Waas vom 23. November 1802. aufgeſtellten An⸗ 


lagen mit den bei der Reviſion dieſes Projektes von der Regierung und dem 
Miniſterium getroffenen Abanderungen zur Ausführung zu bringen und zu 
unterhalten. g 

Es bleibt vorbehalten, kuͤnftig die Meliorationsanlagen durch Bewaͤſſe⸗ 
rungseinrichtungen (Stauſchleuſen, Wehre u. ſ. w.) zu vervollſtaͤndigen; dies 
kann jedoch nur unter Genehmigung des Vorſtandes und der Regierung von 
den dabei ſpeziell Betheiligten geſchehen. 5 

Dem Beſitzer des Rittergutes Rieben bleibt die Beibehaltung feiner Stau⸗ 
ſchleuſe im Rhedafluß unweit der Kniewenbrucher Grenze geſtattet mit denjeni⸗ 
gen Aenderungen, welche etwa im Intereſſe des uͤbrigen Meliorationsgebietes 
von dem Vorſtande für nothwendig erachtet werden möchten. 


H. 4. 50 

Das Waſſer in den gemeinſchaftlichen Graͤben des Verbandes darf ohne 1 
widerrufliche Genehmigung des Schaudirektors von einzelnen Verbands mitglie⸗ u 
dern nicht abgeleitet oder aufgeſtaut werden. 

Jeder Grundbeſitzer im Verbande hat das Recht, das Waſſer, deſſen er 
ſich zur ſpeziellen Entwaͤſſerung feiner Grundſtuͤcke entledigen will, in die Haupt⸗ 
gräben des Verbandes abzuleiten; die Zuleitung muß aber an den vom Schau⸗ 
direktor vorzuſchreibenden Punkten geſchehen. Die Anlegung ſolcher ſpeziellen 
Entwaͤſſerungsgraͤben iſt Sache jedes einzelnen Verbandsmitgliedes, welches 
dergleichen fuͤr ſeine Grundſtuͤcke bedarf. 9 AR 

H. 5. 77 

Die Arbeiten des Verbandes werden unter Leitung der Beamten deſſelben Beitragspfücht 
auf gemeinſchaftliche Koſten ausgefuͤhrt. Zu dieſen Koſten, ſowie zur Beſoldung der Verbands. 
der Beamten des Verbandes und zur Verzinſung und Tilgung der zum Beſten e 
des Verbandes aufgenommenen Schulden haben ar Genoſſen nach Wehe 

Nr. 5806.) 6 1 es 


— 
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des Vortheils beizutragen. Der Beitragsfuß wird durch ein Kataſter feſtgeſtellt. 
Es bleibt dabei vorbehalten, außer den oben (H. 2.) aufgeführten Abtheilungen 
III. und IV. auch andere Grundſtuͤcke des Rhedathales verhaͤltnißmaͤßig heran⸗ 
zuziehen, wenn ſich zeigen ſollte, daß dieſelben durch Verbeſſerung der Vorfluth 
mittelſt der Verbandsanlagen Vortheil erlangen. 

Das Kataſter wird von dem Koͤniglichen Kommiſſarius unter Zuziehung 
zweier vom Vorſtande des Verbandes gewählter Sachverſtaͤndigen aufgeſtellt 
und demnaͤchſt den einzelnen Gemeindevorſtaͤnden, ſowie den Beſitzern der außer 
dem Gemeindeverbande ſtehenden Güter extraktweiſe mitgetheilt. Zugleich iſt im 
Amtsblatt eine vierwoͤchentliche Friſt bekannt zu machen, innerhalb welcher das 
Kataſter bei den Gemeindevorſtänden oder dem Kommiſſarius eingeſehen und 
Beſchwerde dagegen bei dem letzteren angebracht werden kann. 


Der Kommiſſarius hat die Beſchwerden unter Zuziehung des Beſchwerde⸗ 
fuͤhrers, eines Vorſtandsmitgliedes und der erforderlichen, von der Regierung 
zu ernennenden Sachverftändigen zu unterſuchen. 5 


Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Beſchwerdefuͤhrer und 
das Vorſtandsmitglied bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Reſultate 
einverſtanden, ſo wird das Kataſter demgemaͤß berichtigt; andernfalls werden 
die Akten an die Regierung zur Entſcheidung eingereicht. Binnen vier Wochen 
nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung iſt Rekurs dagegen an den 
Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zulaͤſſig. Wird die Be⸗ 
ſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den Beſchwerdefuͤhrer. 

Das feſtgeſtellte Kataſter wird von der Regierung ausgefertigt und dem 
Vorſtande des Verbandes zugeſtellt. 

Auch ſchon vor der Feſtſtellung des Kataſters kann die Regierung die 
Einziehung von Beitraͤgen nach der Flaͤche der betheiligten Grundſtuͤcke, vor⸗ 

5 behaltlich der kuͤnftigen Ausgleichung, anordnen. 

. Nach Feſtſtellung des Kataſters koͤnnen Berichtigungen deſſelben, abgeſehen 
von den Fällen der Parzellirung oder Beſitzberaͤnderung, nur dann ſtattfinden, 
wenn erhebliche, fuͤnf Prozent uͤberſteigende Fehler in der bei Aufſtellung des 
Kataſters zum Grunde gelegten Vermeſſung nachgewieſen werden. Ueber der⸗ 
gleichen Berichtigungen des Kataſters entſcheidet der Vorſtand des Verbandes. 


5 H. 6. 


Beſhrän⸗ Die Verbandsgenoſſen verpflichten ſich, den zur Ausfuͤhrung der Meliora⸗ 
nung des Eigen, tions anlagen erforderlichen Grund und Boden dem Verbande abzutreten. 
n Die Entſcheidung daruͤber, welche Grundſtuͤcke zu dieſem Zwecke abgetre⸗ 
. ten werden muͤſſen, ſteht bei eintretendem Streite der Regierung zu Danzig zu, 
RN mit Vorbehalt des in einer Praklufiofrift von ſechs Wochen einzulegenden Re⸗ 

kurſes an den Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 

Die Entſchaͤdigung fuͤr den abzutretenden Grund und Boden wird, wenn 

eine Einigung der Intereſſenten nicht ſtattfindet, auf dem in den §§. 45—51. 
des Geſetzes vom 28. Februar 1843. angeordneten Wege ermittelt und feſt⸗ 

geſtellt. ö 

. 


— 7 
= H. 7. n 
Der Vorſtand des Verbandes beſteht aus fünf Mitgliedern und wird 
gebildet: 1 
a) aus den jedesmaligen Beſitzern der drei betheiligten Ritterguͤter Bohl⸗ 
ſchau, Gohra und Rieben, oder deren geſetzlichen Vertretern oder Be⸗ 
vollmaͤchtigten; | 
b) aus zwei Mitgliedern oder deren Stellvertretern, welche von den übrigen 
Verbandsgenoſſen gewaͤhlt werden. ' 

Die Wahl der letzteren (ad b.) erfolgt auf ſechs Jahre; alle drei Jahre 
ſcheidet die Haͤlfte aus und wird durch Neuwahl erſetzt. Die das erſte Mal 
Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. Die Ausſcheidenden koͤnnen 
wieder gewaͤhlt werden. i 
| Tritt während der Wahlperiode ein Vorſtandsmitglied oder Stellvertreter 

aus, ſo findet eine beſondere Neuwahl fuͤr den Reſt der Wahlperiode ſtatt. 
Das Amt der Vorſtandsmitglieder und Stellvertreter iſt ein unbeſoldetes 
Ehrenamt. 
H. 8. 
Waͤhlbar zum Vorſtandsmitgliede und Stellvertreter (nach H. 7. ad b.) 
iſt jeder großjährige Verbandsgenoſſe, welcher den Beſitz der buͤrgerlichen Rechte 


Innere Bere 
faſſung des Ver⸗ 
bandes. 5 

a. Vorſtand. 


nicht verloren hat, ſobald er mindeſtens zwanzig Morgen Land im Verbande be⸗ 


ſitzt und nicht Beamter des Verbandes iſt; ferner die Paͤchter und Verwalter 
ſolcher Verbandsgenoſſen, welche ſelbſt waͤhlbar ſind, waͤhrend der Dauer dieſes 
Verhaͤltniſſes. 

Mit dem Aufhoͤren der Waͤhlbarkeit erliſcht die Wahl. 


$. 9. 

Die Wahl der Vorſtandsmitglieder und Stellvertreter (nach H. 7. ad b.) 
erfolgt unmittelbar durch die Verbandsgenoſſen nach Stimmenmehrheit, und 
zwar hat ein jeder, welcher zwei bis dreißig Normalmorgen (d. h. auf die 
hoͤchſte Beitragsklaſſe des Kataſters reduzirte Flache) im Verbande beſitzt, Eine 


Stimme, wer mehr als dreißig Normalmorgen beſitzt, fuͤr je dreißig Normal⸗ 


morgen und den Ueberſchuß Eine Stimme. 
en bei der Wahl iſt jeder großjaͤhrige Beſitzer eines zum Ver⸗ 

bande gehörigen Grundſtuͤcks von mindeſtens zwei Normalmorgen, welcher mit 
feinen Beiträgen zur Verbandskaſſe nicht im Ruͤckſtande iſt und den Vollbeſitz 
der buͤrgerlichen Rechte nicht verloren hat. So lange in dem Kataſter nicht 
eine Klaſſifikation der betheiligten Grundſtücke nach verſchiedenen Beitrags⸗ 
klaſſen bewirkt worden, iſt die Stimmberechtigung nach der wirklichen Flaͤche 
des Beſitzſtandes zu bemeſſen. Das Stimmrecht von moraliſchen Perſonen, 
Frauen oder Minderjaͤhrigen kann durch deren geſetzliche Vertreter oder Bevoll⸗ 
mächtigte ausgeuͤbt werden. Auch andere Wahlberechtigte koͤnnen zur Aus⸗ 
uͤbung ihres Stimmrechts ihre Paͤchter oder Verwalter, oder einen anderen 
ftimmfähigen Genoſſen bevollmaͤchtigen. 

Gemeinſchaftliche Beſitzer koͤnnen nur durch einen aus ihrer Mitte oder 
durch einen gemeinſchaftlichen Bevollmaͤchtigten das Stimmrecht ausuͤben. 

(Nr. 5806.) H. 10, 
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H. 10. 


Das Wahlgeſchaͤft ift durch den Landrath des Kreiſes Neuſtadt zu leiten A 
und abzuhalten; derſelbe ift jedoch befugt, ein Mitglied des Vorſtandes oder 


den Schaudirektor damit zu beauftragen. 


Zum Zwecke der Wahl wird eine Lifte der Mahler mit Angabe der 
Stimmenzahl von dem Schaudirektor, und bis dieſer beſtellt ſein wird, von 
dem Regierungskommiſſarius aufgeſtellt und vierzehn Tage hindurch auf dem land⸗ 
raͤthlichen Buͤreau zur Kenntniß der Betheiligten offen gelegt. Wahrend dieſer 
Zeit kann jeder Betheiligte Einwendungen gegen die Richtigkeit der Liſte erheben. 
Die Entſcheidung uͤber dieſe Einwendungen, ſowie die Prüfung der Wahlen 
ſteht für die erſte Wahl der Regierung zu Danzig, für die folgenden Wahlen 
aber dem Vorſtande zu. 

§. 11. 


Der Vorſtand hat uͤber alle Angelegenheiten des Verbandes zu beſchließen 
und die Verwaltung zu kontroliren. Er verſammelt ſich regelmaͤßig in jedem 
Jahre zur Fruͤhjahrs⸗Grabenſchau, um den Etat feſtzuſtellen, die Jahresrech⸗ 
nung abzunehmen und die ſonſt noͤthigen Beſchluͤſſe zu faſſen. 

Außerordentliche Verſammlungen des Vorſtandes koͤnnen vom Schau⸗ 
direktor veranlaßt werden. f 

Die Zuſammenberufung des Vorſtandes erfolgt unter Angabe der Gegen⸗ 
ſtaͤnde der Verhandlung durch den Schaudirektor; Vorſtandsmitglieder, die am 
Erſcheinen behindert ſind, muͤſſen die Vorladung ihrem Stellvertreter ohne 
Verzug mittheilen. 

Den Vorſitz in den Vorſtandsſitzungen führt der Schaudirektor; Be⸗ 
ſchluͤſſe des Vorſtandes koͤnnen nur gefaßt werden, wenn außer dem Vorſitzen⸗ 
den zwei der Vorſtandsmitglieder oder Stellvertreter zugegen ſind. 

Die Befchlüffe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt; bei Stimmengleich⸗ 


heit entſcheidet die Stimme des Porſitzenden. 


b. Schau⸗ 
direktor. 


Die Beſchluͤſſe und die Namen der dabei mitwirkenden Vorſtandsmit⸗ 
glieder ſind in ein beſonderes Buch einzutragen und vom Vorſitzenden und 
wenigſtens Einem Mitgliede der Verſammlung zu vollziehen. 


H. 12. 


An der Spitze der Verwaltung des Verbandes ſteht ein Schaudirektor, 
welcher von den Vorſtandsmitgliedern durch abſolute Stimmenmehrheit auf 
ſechs Jahre gewaͤhlt wird. Die Wahlverſammlung wird von dem Landrathe 
berufen und geleitet, jedoch ohne Stimmrecht und nur bei Stimmengleichheit 
mit entſcheidendem Votum. 

Waͤhlbar zum Schaudirektor iſt ein jeder, der nach H. 7. und 8. Vor⸗ 
ſtandsmitglied oder dazu waͤhlbar iſt. 

Die Wahl des Schaudirektors bedarf der Beſtaͤtigung der Regierung. 

Wird dieſe verſagt, ſo findet eine Neuwahl ſtatt, und wird auch dieſe 
nicht beſtaͤtigt oder die Neuwahl verweigert, ſo ſteht der Regierung die Ernen⸗ 
nung für die ſechsjaͤhrige Wahlperiode zu. 8 

8 Das 
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Das Amt des Schaudirektors ift ein Ehrenamt; nur fuͤr baare Auslagen 
ift ihm eine Verguͤtigung vom Vorſtande feſtzuſetzen. 

In einzelnen Faͤllen kann derſelbe ſich durch ein Vorſtandsmitglied ver⸗ 
treten laſſen. ö 

Der Schaudirektor wird durch den Landrath, die Vorſtandsmitglieder 

aber und Stellvertreter, ſowie die Beamten des Verbandes werden durch den 
Schaudirektor durch Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet. 


$. 13. 


Der Schaudirektor iſt die ausfuͤhrende Verwaltungsbehoͤrde des Verban⸗ 
des, vertritt denſelben Dritten gegenuͤber und handhabt die oͤrtliche Polizei zum 
Schutze der Anlagen. Insbeſondere hat derſelbe 

a) die Verſammlungen des Vorſtandes zu berufen und als Vorſitzender 
mit Stimmrecht zu leiten, 

b) den Entwurf des Etats und die Jahresrechnung dem Vorſtande in der 
Fruͤhjahrsverſammlung vorzulegen, 8 

c) die Beamten des Verbandes zu beaufſichtigen und die jaͤhrliche Graben⸗ 
ſchau mit dem Grabenwaͤrter und den Vorſtandsmitgliedern abzuhalten, 

d) die Beiträge zur Verbandskaſſe auszuſchreiben und von den Saͤumigen 
im Wege der adminiſtrativen Exekution einziehen zu laſſen, 

e) die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſe mit Zuziehung 
eines Vorſtandsmitgliedes zu revidiren, 8 

) den Schriftwechſel fr den Verband zu führen und die Urkunden fü 
denſelben zu vollziehen, a 

g) Verträge und Vergleiche für den Verband abzuſchließen, jedoch bei 
Gegenftänden von 50 Thalern und mehr nur unter Vorbehalt der Ger | 
nehmigung des Vorſtandes oder auf Grund beſonderer Autoriſation. N 


$. 14. 9 5 


Zur Beaufſichtigung der Meliorationsanlagen wird ein Grabenwärter e, @rabenäs 85 
angeſtellt. Derſelbe wird vom Vorſtande gewählt und aus der Verbandskaſſe tr. a 
remunerirt. Die Bedingungen der Anftellung werden vom Vorſtande feſtgeſtellt. 
Der Grabenwärter hat die Anlagen des Verbandes zu beaufſichtigen, für deren 
Unterhaltung zu ſorgen, die gewöhnlichen Unterhaltungsbauten zu veranſchlagen 
und zu leiten und der jährlichen Fruͤhjahrsſchau beizuwohnen. . 


$. 15. 


Die Verwaltung der Verbandskaſſe erfolgt durch einen Rendanten, der d. Nendant. 
vom Vorſtande auf Kuͤndigung gegen eine Remuneration aus der Verbands⸗ 
kaſſe und unter Kautionsbeſtellung angeſtellt wird. 


F. 16. 


Der Verband iſt dem Aufſichtsrecht der Staatsbehoͤrden unterworfen. Aufſchtsteht 
(Nr. 5806.) Daſ⸗ der Staaten 
i hoͤrden. 5 


Daffelbe wird von der Regierung in Danzig und in höherer Inſtanz von dem 

Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten gehandhabt in dem Um: 
fange und mit den Befugniſſen, welche geſetzlich den Aufſichtsbehoͤrden der Ge 
meinden zuſtehen. 


SER es N 1 75 
Uebergangs⸗ Bis zur Vollendung der projektirten Anlagen des Verbandes fungirt 


Beftimmungen. ein Kommiſſarius der Regierung als Schaudirektor und leitet den Bau mit 
d Huͤlfe eines vom Vorſtande erwaͤhlten Bautechnikers. 
5 Die Remuneration des Regierungskommiſſarius wird aus der Staatskaſſe, 
die des Bautechnikers aus der Verbandskaſſe beſtritten. 
\ Die Ausführung der Meliorationsanlagen iſt durch einen Baubeamten 
der Regierung zu revidiren; die Baurechnung wird nach Anhoͤrung des Vor⸗ 
ſtandes von der Regierung dechargirt. 
Sollte der Vorſtand wuͤnſchen, daß ſchon waͤhrend der Ausfuͤhrung des 
Meliorationsbaues ein Schaudirektor vom Vorſtande gewaͤhlt und dieſem die 
1 5 der Bauten uͤbertragen werde, ſo kann die Regierung dieſem Wunſche 
attgeben. 


$. 18. 


5 8 Abänderungen Abaͤnderungen des vorſtehenden Statuts koͤnnen nur unter landesherrlicher 
des Statuts. Genehmigung erfolgen. ö 

Bi Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 11. Januar 1864. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zur Lippe. v. Selchow. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
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